
StVollstrO: § 7 Örtliche Zuständigkeit der Vollstreckungsbehörde

§ 7  Örtliche Zuständigkeit der Vollstreckungsbehörde 
 
(1) Die örtliche Zuständigkeit der Vollstreckungsbehörde bestimmt sich nach dem Gericht des ersten 
Rechtszuges (vergleiche § 143 Absatz 1 GVG).

(2) 1Hat das Revisionsgericht in den Fällen des § 354 Absatz 2, der §§ 354a und 355 der 
Strafprozessordnung (StPO) eine Sache unter Aufhebung des Urteils zur Verhandlung und zur 
Entscheidung an ein anderes Gericht zurückverwiesen, so bestimmt sich die Zuständigkeit der 
Vollstreckungsbehörde nach diesem Gericht. 2Ist im Wiederaufnahmeverfahren eine Entscheidung nach § 
373 StPO ergangen, so bestimmt sich die Zuständigkeit der Vollstreckungsbehörde in den Fällen des § 
140a Absatz 1, 3 Satz 2 GVG nach dem Gericht, das diese Entscheidung getroffen hat.

(3) Ist die örtlich zuständige Vollstreckungsbehörde nicht alsbald erreichbar, so kann dringende 
Vollstreckungsanordnungen auch eine örtlich unzuständige Vollstreckungsbehörde treffen (vergleiche § 143 
Absatz 2 GVG).

(4) 1Die Zuständigkeit zur Vollstreckung einer nachträglich gebildeten Gesamtstrafe einschließlich der 
Maßnahmen, Nebenstrafen und Nebenfolgen richtet sich nach dem Gericht, das sie angeordnet hat (§§ 
460, 462, 462a Absatz 3 StPO, §§ 53 und 55 StGB). 2Maßnahmen, Nebenstrafen und Nebenfolgen aus 
früheren Entscheidungen werden in nachträglichen Gesamtstrafen entweder aufrechterhalten oder bei 
Hinzutreten neuer Maßnahmen, Nebenstrafen und Nebenfolgen einheitlich angeordnet, sofern sie nicht 
erledigt oder durch die neue Entscheidung gegenstandslos geworden sind. 3Für die Vollstreckung einer 
nicht in die nachträglich gebildete Gesamtstrafe einbezogenen Strafe einschließlich der mit ihr zu 
vollstreckenden Maßnahmen, Nebenstrafen oder Nebenfolgen verbleibt es bei der Zuständigkeit der 
Vollstreckungsbehörde gemäß Absatz 1 und 2.


